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Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
April 2023

 Entwicklung des 
Steueraufkommens

Steueraufkommen insgesamt

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen um 1,5 Prozent unter dem Ergebnis 
vom März 2022 (s. a. Tabelle Entwicklung der Steu-
ereinnahmen, S. 41/42). Hauptursache hierfür war 
ein Rückgang von rund 1,2  Prozent bei den Ge-
meinschaftsteuern, zu dem in erheblichem Um-
fang auch die steuerlichen Entlastungen beitrugen. 
Die Einnahmen aus den Bundessteuern stiegen um 
fast 6 Prozent aufgrund höherer Einnahmen vor al-
lem aus Energie- und Tabaksteuer. Die Einnahmen 
aus den Ländersteuern verzeichneten dagegen ein 
kräftiges Minus von rund 25 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahresmonat, insbesondere durch Ein-
nahmerückgänge der beiden aufkommensstärks-
ten Ländersteuern, der Grunderwerb- sowie der 
Erbschaftsteuer.

Die von der Bundesregierung auf den Weg 
gebrachten steuerlichen Entlastungen 
mindern das Steueraufkommen spürbar. 
Hier ist an erster Stelle das Gesetz zum Aus-
gleich der Inflation durch einen fairen Ein-
kommensteuertarif sowie zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen (Inflati-
onsausgleichsgesetz) zu nennen, das die mit 
der kalten Progression verbundenen schlei-
chenden Steuererhöhungen dämpft und Fa-
milien gezielt steuerlich unterstützt. Aus den 
Tarifänderungen ergibt sich eine geschätzte 
Entlastungswirkung (beziehungsweise Steu-
ermindereinnahme) von über 12 Mrd. Euro 
im Jahr 2023.  
Weiterhin kommt die Anhebung des Kin-
dergelds Familien in diesem Jahr zusätz-
lich mit mehr als 6 Mrd. Euro zugute. Das 
Jahressteuergesetz 2022 umfasst u. a. den 
100-prozentigen Sonderausgabenabzug 
für Altersvorsorgeaufwendungen bis zum 
Höchstbetrag bereits ab 2023 und hat ei-
ne geschätzte Entlastungswirkung von über 
3 Mrd. Euro im Jahr 2023.  
Durch das Gesetz zur temporären Senkung 
des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen 
über das Erdgasnetz wird der Umsatzsteu-
ersatz für Gaslieferungen über das Erdgas-
netz und die Lieferung von Wärme über ein 
Wärmenetz befristet vom 1. Oktober 2022 
bis zum 31. März 2024 von 19 Prozent auf 
7 Prozent gesenkt. Für 2023 ergeben sich 
hieraus Entlastungen von fast 8 Mrd. Euro.

Steuereinnahmen und konjunkturelles 
Umfeld im März 2023
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Verteilung auf die 
Gebietskörperschaften

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrechnung 
von Bundesergänzungszuweisungen, die der Bund 
leistungsschwachen Ländern im Rahmen des bun-
desstaatlichen Finanzausgleichs aus seinen Einnah-
men gewährt, lagen im März 2023 um circa 2 Prozent 
unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums. Während 
die Einnahmen aus den Bundessteuern anstiegen, 
stagnierte der Bundesanteil an den gemeinschaftli-
chen Steuern. Die Einnahmen des Bundes aus den 
Gemeinschaftsteuern verringerten sich damit aller-
dings weniger stark als das Steueraufkommen der 
Gemeinschaftsteuern insgesamt, was auf die Wir-
kung von Festbeträgen im Rahmen der vertikalen 
Umsatzsteuerverteilung der Steuern vom Umsatz 
zurückzuführen ist. Weiterhin überwies der Bund 
einen höheren Betrag an Bundesergänzungszuwei-
sungen und Regionalisierungsmitteln an die Länder 
als im Vorjahresmonat. Die aus dem Bundeshaus-
halt geleisteten Eigenmittelabführungen an die Eu-
ropäische Union, die im Vorjahresvergleich Schwan-
kungen unterliegen können, erhöhten sich zudem 
in diesem Monat im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum beträchtlich. Die Einnahmen der Länder gin-
gen  – angesichts des Minus bei den Ländersteuern 
und den Gemeinschaftsteuern – im Berichtsmonat 
um über 3 Prozent zurück. Spiegelbildlich zur Ent-
wicklung beim Bund ergab sich bei den Länderein-
nahmen aus den Steuern vom Umsatz ein höheres 
Minus als beim Aufkommen der Steuern vom Um-
satz insgesamt. Der Gemeindeanteil an den Gemein-
schaftsteuern verringerte sich im Berichtszeitraum 
um rund 3 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat.

Die Wirkung von Festbeträgen in der verti-
kalen Umsatzsteuerverteilung

Der Bund ist gemäß § 1 Absatz 1 Finanzaus-
gleichsgesetz mit rund 52,81 Prozent am 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz be-
teiligt. Dieser Anteil wird im Weiteren durch 
die Zuweisung von Festbeträgen vom Bund 
an die Länder und Gemeinden im vertikalen 
Finanzausgleich gemindert. Im März 2023 
stiegen die Einnahmen des Bundes aus dem 
Umsatzsteueraufkommen gegenüber dem 
Vorjahr leicht an, obgleich das Umsatzsteu-
eraufkommen insgesamt zurückging. Dies 
entsprach einem Anstieg des Bundesan-
teils gegenüber März 2022, der auf die Wir-
kung der Festbeträge zurückzuführen war. 
Die Festbeträge sanken gegenüber dem Ver-
gleichszeitraum, denn die Länder hatten im 
Vorjahr erhebliche zusätzliche Mittel aus 
dem KiTa-Qualitäts- und -Teilhabeverbes-
serungsgesetz sowie dem Aktionsprogramm 
„Aufholen nach Corona für Kinder und Ju-
gendliche für die Jahre 2021 und 2022“ 
erhalten.
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Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2023

März

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

März

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 17.171  -4,6 55.669  -1,0 258.350 +13,7

Veranlagte Einkommensteuer 17.210  -1,6 19.728  -5,7 79.350 +2,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.870 +23,3 6.572 +27,6 32.350  -0,8

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

504  -35,3 1.785  -36,2 7.200 +9,8

Körperschaftsteuer 9.550 +1,8 10.700  -4,3 44.050  -4,9

Steuern vom Umsatz 22.192  -0,7 73.522  -0,1 289.950 +1,8

Gemeinschaftsteuern insgesamt 69.496  -1,2 167.976  -1,1 711.250 +5,4

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 3  -31,5 370  -39,9 6.041  -4,8

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 0  -98,1 0

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 3  -31,5 370  -39,9 6.041  -4,8

Bundessteuern

Energiesteuer 2.728 +7,1 4.362  -2,0 36.965 +9,8

Tabaksteuer 1.318 +21,4 2.669 +12,5 15.630 +9,8

Alkoholsteuer 147 +12,2 530  -0,2 2.170  -1,0

Versicherungsteuer 946  -4,0 7.637 +6,4 16.270 +3,8

Stromsteuer 606  -7,1 1.749  -2,0 6.800  -0,4

Kraftfahrzeugsteuer 1.022 +7,8 2.632 +1,5 9.470  -0,3

Luftverkehrsteuer 88 +82,3 272 +82,9 1.570 +37,7

Solidaritätszuschlag 1.679 +0,1 2.888 +1,7 12.500 +4,4

Übrige Bundessteuern 110 +3,8 371 +4,8 1.454 +0,6

Bundessteuern insgesamt 8.642 +5,7 23.110 +3,9 102.829 +6,4

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 943  -15,3 2.368  -16,2 9.500 +3,0

Grunderwerbsteuer 1.169  -37,1 3.362  -33,6 16.900  -1,3

Rennwett- und Lotteriesteuer 194  -9,4 666  -5,0 2.623 +2,1

Biersteuer 40 +8,0 126 +2,6 591  -1,5
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Gesamtwirtschaftliches 
Umfeld

Nach dem Rückgang der Wirtschaftstätigkeit im 
Schlussquartal zeigen die vorliegenden Indikatoren 
für die Entwicklung in den ersten Monaten des lau-
fenden Jahres ein gemischtes Bild (s.  a. Tabelle  Ak-
tuelle Konjunkturindikatoren, S. 43), wobei zuletzt 
positive Nachrichten tendenziell überwogen ha-
ben. Die Industrieproduktion ist im Februar  2023 
nochmals spürbar gestiegen und hat den Rück-
gang zum Jahresende  2022 mehr als ausgeglichen 

(zur Produktionsentwicklung nach Wirtschafts-
bereichen s.  u.). Die Auftragseingänge im Verarbei-
tenden Gewerbe sind im selben Monat zum dritten 
Mal in Folge gestiegen, nach anhaltendem Abwärts-
trend im Jahr 2022. Beim Außenhandel war im Fe-
bruar ein (überraschend) kräftiges Plus sowohl bei 
Warenexporten als auch -importen zu verzeichnen. 
Insgesamt dürfte die Entwicklung im Produzieren-
den Gewerbe im Januar und Februar die Entwick-
lung des Bruttoinlandsprodukts im 1. Quartal 2023 
gestützt haben. Der Umsatz im Einzelhandel setzte 
dagegen seinen rückläufigen Trend im Februar fort.
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noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2023

März

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

März

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Übrige Ländersteuern 230 +14,5 294 +11,8 600 +3,5

Ländersteuern insgesamt 2.576  -24,7 6.815  -24,1 30.214 +0,4

EU-Eigenmittel

Zölle 457  -6,1 1.494 +2,4 6.850 +0,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 382 +38,4 1.317 +11,2 5.100 +5,4

BNE-Eigenmittel 2.402 +51,1 6.104  -10,4 27.070 +5,9

Kunststoff-Eigenmittel 104 +27,5 357 +2,5 1.380 +0,2

EU-Eigenmittel insgesamt 3.345 +37,4 9.271  -5,4 40.400 +4,6

Bund³ 35.159  -2,1 85.700 +1,0 369.707 +9,6

Länder³ 36.810  -3,1 91.201  -3,5 387.370 +0,7

EU 3.345 +37,4 9.271  -5,4 40.400 +4,6

Gemeindeanteil an der Einkommen- 
und Umsatzsteuer

5.860  -3,3 13.591  -2,7 59.706 +9,4

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

81.174  -1,5 199.764  -1,7 857.184 +5,2

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2022.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Aktuelle Konjunkturindikatoren

Letzter 
Beobachtungs-

zeitpunkt

Letzter 
Datenstand, 

saisonbereinigt

Gegenüber 
Vorperiode, 

saisonbereinigt
Gegenüber 

Vorjahr¹

Gesamtwirtschaft Veränderung in Prozent

Reales BIP (Index: 2015 = 100) 4. Quartal 22 107,5 ↓ -0,4 ↑ +0,3

Nominales BIP in Mrd. Euro 4. Quartal 22 990,4 ↑ +2,1 ↑ +6,5

Industrie/Verarbeitendes Gewerbe Veränderung in Prozent

Produktion (Index: 2015 = 100)2,3 Februar 23 101,1 ↑ +2,0 ↑ +0,6

Industrieproduktion (Index: 2015 = 100)2,3 Februar 23 99,8 ↑ +2,4 ↑ +1,7

Umsätze (Index: 2015 = 100)2,3 Februar 23 102,5 ↑ +1,5 ↑ +2,2

Auftragseingänge (Index: 2015 = 100)2,3 Februar 23 107,2 ↑ +4,8 ↓ -5,7

Handel und Dienstleistungen Veränderung in Prozent

Umsätze im Einzelhandel (Index: 2015 = 100)2,3 Februar 23 111,8 ↓ -0,4 ↓ -6,0

Umsätze im Gastgewerbe (Index: 2015 = 100)2,3 Februar 23 90,7 ↓ -2,7 ↑ +13,0

Außenhandel Veränderung in Prozent

Warenexporte in Mrd. Euro Februar 23 137 ↑ +4,0 ↑ +6,3

Warenimporte in Mrd. Euro Februar 23 121 ↑ +4,6 ↑ +2,6

Preisentwicklung, nicht saisonbereinigt Veränderung in Prozent

Verbraucherpreisindex (2020 = 100) März 23 116,1 ↑ +0,8 ↑ +7,4

darunter Energie März 23 151,9 → +0,0 → +3,5

darunter Nahrungsmittel März 23 133,2 ↑ +1,3 ↑ +22,3

darunter Dienstleistungen März 23 108,6 ↑ +0,6 ↑ +4,8

Erzeugerpreisindex (2015=100) Februar 23 155,8 → +0,0 ↑ +15,8

Arbeitsmarkt Veränderung in 1.000 Personen, 
Personen beziehungsweise 

Prozentpunkten

Arbeitslosigkeit (1.000 Personen)4 März 23 2.536,1 ↑ +16,4 ↑ +231,6

Erwerbstätige (1.000 Personen)4 Februar 23 45.837,0 ↑ +31,0 ↑ +423,0

Kurzarbeit (Personen in neuen Anzeigen)5,6 März 23 50.177 ↓ -24,0 ↓ -104,7

Arbeitslosenquote BA (in Prozent)7 März 23 5,6 → +0,1 ↑ +0,6

Umfragen Veränderung in Salden- 
beziehungsweise Indexpunkten

ifo-Geschäftsklima (Salden)8 März 23 3,8 ↑ +16,4 ↑ +6,0

darunter Lage8 März 23 17,4 ↑ +3,3 ↓ -3,8

darunter Erwartungen8 März 23 -8,9 ↑ +5,8 ↑ +14,1

GfK-Konsumklima (Index) März 23 -30,6 ↑ +3,2 ↓ -22,1

1 Produktion arbeitstäglich; Umsatz und Auftragseingang Industrie jeweils kalenderbereinigt; ifo-Geschäftsklima und  
GfK-Konsumklima jeweils saisonbereinigt.

2 Kalenderbereinigt.
3 Preisbereinigt.
4 Veränderungen in 1.000 Personen.
5 Veränderung in Personen.
6 Nicht saisonbereinigt.
7 Veränderung in Prozentpunkten.
8 Veränderung in Saldenpunkten.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Produktionsentwicklung nach Wirt-
schaftsbereichen

Nachdem die Produktion in der Indus-
trie unmittelbar nach Beginn des russi-
schen Angriffskriegs gegen die Ukraine im 
März 2022 kräftig zurückgegangen war, hat 
sie sich seitdem trotz der zwischenzeitlich 
stark gestiegenen Energiepreise tendenzi-
ell wieder erholt. Mit den spürbaren Anstie-
gen der vergangenen zwei Monate ist nun 
das Vorpandemieniveau fast wieder erreicht 
(s. a. Abbildung Produktion im Produzieren-
den Gewerbe). Die Produktion in den ener-
gieintensiven Industriezweigen (wie der 
Chemischen Industrie) war im Laufe des 
Jahres 2022 infolge der Energiepreisanstiege 
stark rückläufig und hatte zwischenzeitlich 
sogar das pandemiebedingte Tief aus dem 
Frühjahr 2020 unterschritten. 

Auch hier war – im Zuge wieder deutlich 
niedrigerer Energiepreise – in den letz-
ten beiden Monaten ein spürbarer (Wie-
der-)Anstieg zu verzeichnen. Insgesamt lässt 
sich festhalten, dass die robuste Entwick-
lung der Produktion insgesamt trotz hoher 
Energiepreise und Gaseinsparungen (auch 
durch die deutliche Produktionsreduktion 
in den energieintensiven Bereichen) für die 
Anpassungsfähigkeit der Industrie spricht, 
u. a. durch Importsubstitution gasintensiver 
Vorprodukte.

Für den weiteren Jahresverlauf 2023 rech-
nen die führenden Wirtschaftsforschungs-
institute in ihrer am 6. April 2023 veröf-
fentlichten Gemeinschaftsdiagnose damit, 
dass in der Industrie – angesichts eines ho-
hen Auftragsbestands und in Erwartung 
weiter nachlassender Lieferengpässe so-
wie einer sich allmählich belebenden 

 
Produktion im Produzierenden Gewerbe 
Index 2015 = 100, X13 JDemetra+, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Weltkonjunktur – weitere Zuwächse in der 
Wertschöpfung zu verzeichnen sein wer-
den. Anstiege werden dabei angesichts der 
deutlich gefallenen Energiepreise auch für 
die energieintensive Industrie erwartet, je-
doch kein Erreichen des Niveaus vor Beginn 
des russischen Angriffskrieges im Prognose-
zeitraum bis 2024.

Bezüglich der weiteren Entwicklung legen die 
jüngsten Umfrageergebnisse des ifo Instituts nahe, 
dass sich die konjunkturelle Lage in Deutsch-
land stabilisiert. Dies liegt vor allem an den Berei-
chen Industrie und Dienstleistungen, in denen im 
März 2023 jeweils ein deutliches Plus beim ifo Ge-
schäftsklima zu verzeichnen war und der Pessimis-
mus in den Geschäftserwartungen nun – nach dem 
starken Einbruch mit Beginn des russischen An-
griffskriegs  – merklich nachgelassen hat. Die Ge-
schäftserwartungen liegen hier wieder auf fast 
neutralem Niveau. Anders ist die Lage im Handel 
sowie im Bausektor. Im Handel bleiben die Erwar-
tungen trotz ihrer Erholung in den vergangenen 
Monaten im Saldo pessimistisch. Das dürfte auch 
mit der noch immer sehr hohen Inflationsrate zu-
sammenhängen, auch wenn diese im März  2023 
vor allem durch Basiseffekte bei den Energieprei-
sen merklich rückläufig war. Die Arbeitsmarktent-
wicklung bleibt dagegen weiterhin robust, auch 
wenn die Frühjahrsbelebung, insbesondere mit 
Blick auf die Arbeitslosigkeit, gebremst ausfällt. Die 
Erwerbstätigkeit ist weiterhin auf sehr hohem Ni-
veau und die vorausschauenden Indikatoren signa-
lisieren eine fortgesetzt hohe Nachfrage nach Ar-
beitskräften. Recht düster ist die Stimmung weiter 
im Bauhauptgewerbe, das von den stark gestiege-
nen Baupreisen und Zinsen belastet wird. Die Auf-
tragseingänge lagen hier zuletzt (real) 21  Prozent 
unter Vorjahresniveau.

Anmerkungen zu einzelnen 
Steuerarten

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
März  2023 leicht unter dem Aufkommen im Vor-
jahresmonat. Ursache sind maßgeblich die um-
fangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen. 
So wurden u. a. mit dem Inflationsausgleichsgesetz 
zum Ausgleich der „Kalten Progression“ der Grund-
freibetrag ab dem 1. Januar 2023 erhöht sowie die 
Tarifeckwerte angepasst. Ohne die durch das In-
flationsausgleichsgesetz sowie das Jahressteuerge-
setz  2022 verursachten Steuermindereinnahmen 
wäre das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer ge-
schätzt um über 4 Prozent gestiegen. Mit dem Infla-
tionsausgleichsgesetz wurde zudem das Kindergeld 
ab dem 1.  Januar  2023 erhöht. Hieraus ergab sich 
für das aus dem Brutto-Lohnsteueraufkommen ge-
zahlte Kindergeld eine deutliche Zunahme gegen-
über März  2022. Im Ergebnis verringerte sich das 
kassenmäßige Lohnsteueraufkommen um rund 
5 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat.

Dass das Minus bei der Lohnsteuer gegenüber dem 
Vorjahresmonat trotz der umfangreichen Entlas-
tungen und der Kindergelderhöhung nicht höher 
ausgefallen ist, liegt an der anhaltend stabilen Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt. Gegenüber dem 
Vorjahresmonat lag die Erwerbstätigkeit nach ak-
tuellen Zahlen im Februar  2023 um fast 1  Pro-
zent beziehungsweise 423.000 Personen höher. Die 
Kurzarbeit liegt nach aktuellen Schätzungen auf ei-
nem wesentlich niedrigeren Niveau als im Vorjah-
reszeitraum, sodass der dämpfende Effekt auf das 
Lohnsteueraufkommen deutlich geringer ausfällt.
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Ertragsteuern

Im Berichtsmonat war bei der veranlagten Einkom-
mensteuer sowie bei der Körperschaftsteuer die 
erste Rate der Vorauszahlungen für das Jahr  2023 
fällig. Die Vorauszahlungen zur Körperschaftsteuer 
für das laufende Jahr wiesen einen Zuwachs von 
mehr als 10 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum aus. Allerdings gingen die nachträglichen Vo-
rauszahlungen für  2022 beträchtlich zurück. Zu-
dem war ein außergewöhnlicher Erstattungsfall 
zu verzeichnen, sodass das kassenmäßige Körper-
schaftsteueraufkommen im März  2023 nur um 
rund 2 Prozent höher lag als im März 2022. Die Vo-
rauszahlungen für das Jahr 2023 bei der veranlagten 
Einkommensteuer stiegen nur leicht um ½  Pro-
zent. Hier ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
die Tarifänderung durch das Inflationsausgleichs-
gesetz in den Vorauszahlungen bereits berücksich-
tigt wurde und diese somit beträchtlich gemindert 
hat. Ohne Tarifanpassung hätte der Zuwachs wohl 
bei mehr als 3 Prozent gelegen. Da das aus der Ver-
anlagungstätigkeit der Finanzverwaltung resultie-
rende Erstattungsvolumen stärker anstieg als die 
Nachzahlungen, sank das kassenmäßige Aufkom-
men aus veranlagter Einkommensteuer im Ergeb-
nis um rund 2 Prozent gegenüber dem März 2022.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz verrin-
gerte sich im März  2023 leicht um knapp 1  Pro-
zent gegenüber dem Niveau des Vorjahresmonats. 
Während sich die Einnahmen aus der (Binnen-)
Umsatzsteuer um mehr als 8 Prozent verringerten, 
stiegen die Einnahmen aus der Einfuhrumsatz-
steuer um fast 9  Prozent. Bei der Einfuhrumsatz-
steuer kam es dabei im aktuellen Berichtsmonat 
wie auch im März  2022 zu Aufkommensverschie-
bungen aus dem Vormonat Februar, da der Bun-
desfinanzverwaltung nach dem Fälligkeitstermin 
für die Abführung der Einnahmen (26.  eines Mo-
nats) im Februar 2023 nur wenige Werktage für die 
notwendige Bearbeitung zur Verfügung stehen. Da 
der Betrag der dadurch erst im März kassenwirk-
sam gewordenen Einnahmen in diesem Jahr etwas 

höher ausgefallen ist, ist der aktuelle Zuwachs der 
Einfuhrumsatzsteuereinnahmen überzeichnet. Der 
Zuwachs der Einnahmen aus der Einfuhrumsatz-
steuer hat sich im 1.  Quartal des Jahres  2023 mit 
rund 10  Prozent gegenüber der Entwicklung im 
Schlussquartal 2022 (fast +30 Prozent) beträchtlich 
abgeschwächt. Dies steht im Einklang mit der (auch 
preisbedingt) rückläufigen Entwicklung der nomi-
nalen Warenimporte seit Jahresmitte  2022, auch 
wenn am aktuellen Rand im Februar wieder ein An-
stieg der Importe zu verzeichnen gewesen ist (im 
Vorjahresvergleich lagen die Einfuhren im Februar 
um rund 4 Prozent höher).

Bei der (Binnen-)Umsatzsteuer wirkte sich im Be-
richtsmonat die temporäre Senkung des Um-
satzsteuersatzes auf Gas und Fernwärme spürbar 
dämpfend auf die Entwicklung des Aufkommens 
im Vorjahresvergleich aus. Zudem verlief die Ent-
wicklung im Einzelhandel zuletzt vor dem Hinter-
grund der hohen Inflationsraten sehr verhalten, 
was sich auch in der Entwicklung der Steuern vom 
Umsatz niederschlug. Am aktuellen Rand gingen 
die realen Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) im Fe-
bruar 2023 kalender- und saisonbereinigt um rund 
1 Prozent gegenüber dem Vormonat zurück. In für 
das Steueraufkommen maßgeblicher nominaler 
Rechnung ergab sich gegenüber dem Vorjahresmo-
nat ein Umsatzplus von knapp 3 Prozent, das durch 
die Rückgänge in den Mengen sehr deutlich unter-
halb der Inflationsrate lag. Ein merklicher Impuls 
für die weitere Entwicklung des Aufkommens aus 
den Steuern vom Umsatz ist aus dem Einzelhandel 
aktuell nicht zu erwarten.

Grunderwerbsteuer

Das Minus im Aufkommen der Ländersteuern ge-
genüber dem Vorjahr ist maßgeblich bedingt durch 
den Rückgang der Einnahmen aus der Grunder-
werbsteuer. Hier dürfte die Eintrübung am Immo-
bilienmarkt infolge der stark gestiegenen Baupreise 
und der verschlechterten Finanzierungskonditio-
nen die Aufkommensentwicklung aktuell merklich 
beeinträchtigen. Mit Blick auf die Bauinvestitionen 
ist hier derzeit keine Erholung zu erwarten. Die 
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Bauinvestitionen werden zwar weiter von der ho-
hen Nachfrage nach Wohnraum, vor allem in den 
Ballungsräumen, gestützt. Auftragseingänge und 
Auftragsbestand im Bau weisen aber einen deutlich 
rückläufigen Trend auf; auch die Baugenehmigun-
gen haben deutlich nachgegeben. Neben den Bau-
kosten und der Materialknappheit dämpft auch der 
zunehmende Fachkräftemangel die Bautätigkeit. 
Die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute ge-
hen in ihrer am 6. April 2023 veröffentlichten Ge-
meinschaftsdiagnose davon aus, dass die Bauinves-
titionen in diesem Jahr insgesamt um 4,9 Prozent 
zurückgehen werden.

Im Fokus: Inflation und 
Steuereinnahmen

In der öffentlichen Diskussion wird seit einiger 
Zeit – angesichts sehr hoher Inflationsraten – oft-
mals postuliert, dass der Staat mit seinen Steuer-
einnahmen von der Inflation profitiere. Dabei wird 
insbesondere auf die Umsatzsteuer (im Weiteren 
wird hierfür der in der Statistik gebräuchliche Be-
griff „Steuern vom Umsatz“ verwendet) verwie-
sen, die aufgrund der Anbindung an den nomina-
len Konsum unmittelbar durch steigende Umsätze 
infolge der Inflation kräftig ansteigen würde. Dies 
ist aber keinesfalls eine zwangsläufige Entwicklung.

Inwiefern Änderungen des Verbraucherpreisni-
veaus (beziehungsweise der Inflationsrate) die 
Höhe der Steuereinnahmen beeinflussen, hängt 
davon ab, woraus die Preisveränderungen resultie-
ren (z. B., ob es sich um ursächlich angebots- oder 
nachfrageinduzierte Preisveränderungen handelt) 
und zu welchen Verhaltensanpassungen dies bei 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie 
Unternehmen führt.

Bei den Steuern vom Umsatz erhöhen steigende 
Preise auf einzelne Güter grundsätzlich die Ein-
nahmen. Steigen allerdings die verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte weniger stark als 
das Preisniveau und gleichen sie dies nicht durch 
eine Verringerung der Sparquote beziehungsweise 
einen Rückgriff auf gegebenenfalls vorhandene 

Ersparnisse aus, hat dies Folgen für ihr Konsumni-
veau. Je nach Präferenz wird auf Konsum verzichtet 
oder zu preiswerteren Produktalternativen gegrif-
fen. Zudem wird der Verbrauch nicht gleichmäßig 
besteuert. So sind z.  B. Grundnahrungsmittel, auf 
die auch bei steigenden Preisen grundsätzlich nicht 
verzichtet werden kann, ermäßigt besteuert. Hohe 
Inflationsraten können also durch die Verdrängung 
primär von Konsum normal besteuerter Güter für 
sich genommen zu einer Minderung der Einnah-
men aus den Steuern vom Umsatz führen.

Aktuell ist vor dem Hintergrund der durch die ho-
hen Inflationsraten gedämpften Entwicklung des 
privaten Konsums zu beobachten, dass die Stei-
gerungsraten der Steuern vom Umsatz gegenüber 
dem Vorjahr hinter der Inflationsrate zurückblei-
ben. Das gilt auch, wenn die Einnahmen um die 
Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen berei-
nigt werden. So sind z. B. die kassenmäßigen Ein-
nahmen der Steuern vom Umsatz – nach Korrek-
tur der Einnahmeminderung durch die Senkung 
des Umsatzsteuersatzes auf Gas und Fernwärme – 
in den vergangenen sechs Monaten (Oktober 2022 
bis März 2023) um 5 Prozent gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum gestiegen. Die Inflationsrate lag da-
gegen im für die Erhebung dieser Einnahmen re-
levanten Zeitraum August  2022 bis Januar  2023 
(aufgrund der gesetzlichen Anmelde- und Abfüh-
rungsfristen ergibt sich ein zweimonatiger Verzug 
zwischen Erhebung und Kassenwirksamkeit) im 
Durchschnitt bei 8,3 Prozent.

Das Aufkommen der Verbrauchsteuern, zu denen 
die meisten Bundessteuern (u. a. Energiesteuer, Ta-
baksteuer) zählen, hängt von den verbrauchten 
Mengen der besteuerten Güter ab. Auch hier wer-
den die Steuereinnahmen durch Preisveränderun-
gen beeinflusst. Preissteigerungen führen tenden-
ziell zu einer Nachfragereduktion und mindern 
damit die Einnahmen.

Bei der Lohn- beziehungsweise Einkommensteuer 
sowie den gewinnabhängigen Steuern, wie der Ge-
werbesteuer oder der Körperschaftsteuer, hängt 
der Effekt der höheren Inflationsrate auf das Steu-
eraufkommen davon ab, welche ökonomischen 
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Gründe hinter dem Preisanstieg stehen. Gelingt 
es den Firmen trotz höherer Kosten im Inflations-
umfeld, ihre Gewinne zu steigern, so ergeben sich 
daraus auch höhere Steuereinnahmen. Andershe-
rum kann ein inflationärer Schock, der sich dämp-
fend auf die Realwirtschaft auswirkt, wie die Ein-
stellung der Erdgaslieferungen aus Russland, auch 
dämpfend auf die Gewinnentwicklung von Un-
ternehmen wirken und somit die Steuereinnah-
men reduzieren. Mit Blick auf die Lohnsteuer gilt, 
dass inflationsbedingte Lohnsteigerungen auch das 
Steueraufkommen erhöhen. Der bei Lohnsteige-
rungen auftretende Effekt der sogenannten kalten 
Progression, also die infolge des progressiven Ein-
kommensteuertarifs bei unverändertem Realein-
kommen steigende Durchschnittsbelastung, wird 
jedoch regelmäßig durch eine Anpassung des Ein-
kommensteuertarifs ausgeglichen, wodurch der 
Aufwuchs des Aufkommens der Lohn- und Ein-
kommensteuer deutlich gemindert wird. Für die 
Jahre  2023 und  2024 wurden mit dem Inflations-
ausgleichsgesetz Maßnahmen mit einem jährlichen 
Volumen von mehr als 33  Mrd.  Euro beschlossen, 
um die inflationsbedingten Mehrbelastungen aus-
zugleichen und Familien gezielt zu unterstützen.

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass es zwar ei-
nen Zusammenhang der Entwicklung der Steuer-
einnahmen mit der Änderung des Verbraucher-
preisniveaus gibt, eine Bezifferung der resultieren 
Mehr- oder Mindereinnahmen nur bezogen auf 
den inflationären Impuls aufgrund der komplexen 
und interdependenten Zusammenhänge jedoch 
nicht verlässlich möglich ist.

Für den Bundeshaushalt und den Finanzplan des 
Bundes ist immer die Entwicklung der nomina-
len Steuereinnahmen relevant. Diese wird vom un-
abhängigen Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vo-
rausgeschätzt. Grundlage der Steuerschätzung 
wiederum ist die gesamtwirtschaftliche Projektion 
der Bundesregierung. In der Projektion wird die 
Inflationsrate vorausgeschätzt und als makroöko-
nomischer Einflussfaktor berücksichtigt, von wel-
chem wiederum Auswirkungen auf die steuerli-
chen Bemessungsgrundlagen wie Löhne, Gewinne 
oder private Konsumausgaben ausgehen.
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